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Bonn, den 7. Februar 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Anfrage Nr. 37 der Fraktion der SPD 
- Nr. 436 der Drucksachen 

Auf die Anfrage Nr. 37 der Fraktion der SPD betr. Überbrückungs- 
auflrag für die Lokomotivindustrie - Nr. 436 der Drucksachen - 
teile ich folgendes mit: 

Der allgemein bekannte Auftragsmangel der Deutschen Loko- 
motivfabriken hat seine Ursache in dem Mangel an flüssigen 
Mitteln bei ihrem wichtigsten Auftraggeber, der Deutschen 
Bundesbahn. Dieser stehen weder für die laufende Erneuerung 
aus der Betriebsrechnung Erträge noch für den Ersatz der 
Kriegsschäden und für die technische Fortentwicklung aus der 
Vermögensrechnung Kredite in ausreichendem Maße zur Ver- 
fügung. In dieser Zwangslage muß der Bundesminister für 
Verkehr im Hinblick auf die Zukunft der Bundesbahn wie 
im Interesse der Erhaltung der auch für die Ausfuhr wichtigen 
Lokomotivindustrie für eine geeignete Lösung oder doch für 
eine Überbrückung der bestehenden Schwierigkeiten besorgt 
sein. 

Ich habe mich deshalb nach Prüfung der Sachlage mit großem 
Nachdruck bei dem Präsidenten der Deutschen Bundesbahn 
dafür eingesetzt, daß den Lokomotivfabriken neue Aufträge 
der Fahrzeugausbesserung übergeben würden. Trotz großer 
auch von mir anerkannter Bedenken hat der Präsident der 
Deutschen Bundesbahn geglaubt, sich meinem Wunsche nicht 
entziehen zu können, weil die damalige Finanzlage der Bundes- 
bahn die reibungslose Abwicklung der Aufträge zu ermöglichen 
schien und auch die Deutsche Bundesbahn bei der Erneuerung 
ihres Fahrzeugparks auf Erhaltung der Lokomotivindustrie 
angewiesen ist. In den diesbezüglichen Verhandlungen wurde 
aber weder vom Bundesminister für Verkehr noch vom Präsi- 
denten der Deutschen Bundesbahn das allgemeine Weisungs- 
recht des Bundesverkehrsministers gegenüber der Deutschen 
Bundesbahn berührt. 
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Auch in meinem in der Anfrage erwähnten Schreiben vom 
18. Oktober 1949 heißt es lediglich, daß ich die Hauptver- 
waltung ermächtigt habe, Aufträge über insgesamt 8 Millionen 
DM zu erteilen. Da die Genehmigung des Wirtschaftsplans 
Sache des Ministers ist, kann meine Zuständigkeit, eine Ermäch- 
tigung zu einer größeren Ausgabe zu geben, kaum bezweifelt 
werden, da der Präsident der Bundesbahn nach geltendem 
Recht zu Änderungen des Wirtschaftsplans in eigener Zustän- 
digkeit nur berechtigt ist, wenn dadurch das ursprünglich 
erwartete Wirtschaftsergebnis voraussichtlich nicht wesentlich 
beeinflußt wird. 

Angesichts dieses Sachverhalts kann ich davon absehen, zu der 
Rechtsfrage Stellung zu nehmen, ob eine Anordnung, bestimmte 
Mittel bereitzustellen, als allgemeine Weisung oder als Einzel- 
anordnung zu gelten hätte und ob die Vorschrift des Gesetzes 
über den Aufbau der Verwaltung für Verkehr, welche die 
Aufsicht auf allgemeine Weisungen beschränkt, gegenüber den 
Bestimmungen des Grundgesetzes, insbesondere gegenüber dem 
Artikel 130 noch gültig ist. 


Seebohm 



